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Anderungsantrag zu W-01

Von Zeile 244 bis 258:

unterbinden-Eigentimer von Bauland, spekulieren aber lieber auf steigende
Bodenpreise als zu bauen. Das Bau- und Planungsrecht bietet die Moglichkeit,
Grundstuckseigentimer mit dem Baugebot zur Bebauung zu verpflichten. Das
Bundesverfassungsgericht sieht gerade bei Grund und Boden eine besondere und
weitgehend soziale Verpflichtung des Eigentums. Wer der Aufforderung sein Grundstuck
zu bauen nicht nachkommt, kann zum Verkauf gezwungen beziehungsweise sogar
gegen Entschadigung zum Bodenrichtwert. Wir unterstitzen die Kommunen, die von
dieser Moglichkeit bei besonders angespannten Wohnungsmarkten Gebrauch machen.
Bei solchen Lagen sollen Kommunen das Baugebot nicht nur far einzelne Grundstucke,
sondern fur bestimmte Gebiete aussprechen kdnnen. Lander sollen in die Lage versetzt
werden, durch eine erhdhte Grundsteuer fur unbebaute Grundsticke einen Anreiz zum
Bauen zu schaffen.

Begrundung

Das allgemein verbindliche Planungsrecht bietet die Moglichkeit des Baugebots. Die
Kommunen kénnen es nutzen. Den Tatbestand der Enteignung wurde ich so wenig wie
moglich erwahnen, nicht dreimal redundand. Eine Entschadigung zum Bodenrichtwert
ist doch ok, wozu ein Ertragswert (Parkplatze!). Baugenehmigungen sind an sich schon
befristet; dass Grundstlucke mit Baurecht verkauft werden, kann man so nicht
unterbrinden



	W-01-244 Recht auf Wohnen
	Änderungsantrag zu W-01
	Von Zeile 244 bis 258:

	Begründung


